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Drucksache Nr. 3809 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(11. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Vereinfachung des Einkommensteuergesetzes 

- Nr. 3733 der Drucksachen - 

Berichterstatter : 

Abgeordneter Neuburger 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Vereinfachung des Ein- 
kommensteuergesetzes - Nr. 3733 der Drucksachen - in der aus der 
nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung zuzustimmen. 

Bonn, den 24. Oktober 1952 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Wellhausen Neuburger 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30. 
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Zusammenstellung 

des 


Entwurfs eines Ersten Gesetzes 

zur Vereinfachung des Einkommensteuergesetzes 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur 
Vereinfachung des Einkommensteuergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung 
vom 17. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 33) 
unter Berücksichtigung des Ge- 
setzes zur Ergänzung des Einkommensteuer- 
gesetzes und des Körperschaftsteuergesetzes 
vom 20. Mai 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 302) 
wird wie folgt geändert: 

Ein § 41 Abs. 1 Ziff. 2 wird die Zahl 
„4 6 8“ jeweils durch die Zahl 
„624“ ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur 
Vereinfachung des Einkommensteuergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 33) in der Fassung des 
Gesetzes zur Ergänzung des Einkommen- 
steuergesetzes und des Körperschaftsteuer- 
gesetzes vom 20. Mai 1952 (Bundesgesetzbl. 
I S. 302) wird wie folgt geändert: 

1. § 41 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 erhalten fol- 
gende Fassung: 

„l.wenn die Werbungskosten im Sinn 
der §§ 9, 7 c und 7 d Abs. 2, die bei 
den Einkünften aus nichtselbstän- 
diger Arbeit zu berücksichtigen sind, 

a) bei sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitnehmern 312 Deutsche Mark 
im Jahr übersteigen, der 312 
Deutsche Mark übersteigende Be- 
trag; 

b) bei nichtsozialversicherungspflich- 
tigen Arbeitnehmern 468 Deutsche 
Mark im Jahr übersteigen, der 
468 Deutsche Mark übersteigende 
Betrag; 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


2. In der Anlage zu § 32 und §39 werden 
in Ziffer 4 der Grundtabelle A die Zahl 
„780“ durch die Zahl „936“ und die 
Zahl „4 6 8“ d u r c h d i e Z a h 1 „624“ 
ersetzt. 


Artikel II 

* Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Einkommensteuer-Durch- 
führungsverordnung in der Fassung vom 
17. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 54), die 
Lohnsteuer-Durchführungsverordnung in der 
Fassung vom 12. Februar 1952 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 97) — beide Verordnungen unter Be- 
rücksichtigung der V erordnung zur Änderung 
und zur Verlängerung der Geltungsdauer 
einkommensteuerlicher, lohnsteuerlicher und 
körperschaftsteuerlicher Du rchführungs Vor- 
schriften vom 23. August 1952 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 598) — und die Jahreslohnsteuer- 
tabelle (Anlage 2 zur Verordnung vom 
15. Mai 1950, Bundesgesetzbl. I S. 147) den 
Änderungen anzupassen, die sich au$ diesem 
Gesetz ergeben. 


2. wenn die Sonderausgaben im Sinn 
des § 10 Abs. 1 Ziff. 1, 2 Buchstaben 
a und b, 5 und 6, Abs. 2 und des 
§ 10 b 

a) bei sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitnehmern 624 Deutsche Mark 
im Jahr übersteigen, der 624 
Deutsche Mark übersteigende Be- 
trag; 

b) bei nichtsozialversicherungspflich- 
tigen Arbeitnehmern 468 Deutsche 
Mark im Jahr übersteigen, der 
468 Deutsche Mark übersteigende 
Betrag;“. 

2. In der Anlage zu § 32 und § 39 wird 
in Ziffer 4 der Grundtabelle A die Zahl 
„780“ durch die Zahl „936“ ersetzt. 

Die Klammer erhält folgende Fassung: 

„(für Werbungskosten der sozial- 
versicherungspflichtigen Arbeitneh- 
mer 312 Deutsche Mark, der nicht- 
sozialversicherungspflichtigen Arbeit- 
nehmer 468 Deutsche Mark, für 
Sonderausgaben der sozialversiche- 
rungspflichtigen Arbeitnehmer 624 
Deutsche Mark, der nicht sozial ver- 
sicherungspflichtigen Arbeitnehmer 
468 Deutsche Mark).“ 


Artikel II 
unverändert 


> 
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Entwurf 
A r t i k e 1 III 

Die Vorschriften des Artikels I sind erst- 
mals für den Veranlagungszeitraum 1953 
anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeits- 
lohn sind die Vorschriften des Artikels I erst- 
mals für den Arbeitslohn anzuwenden, der 
für einen Lohnzahlungszeitraum gezahlt 
wird, der nach dem 31. Dezember 1952 
endet. Bei sonstigen, insbesondere einmaligen 
Bezügen sind die Vorschriften des Artikels I 
auf den Arbeitslohn anzuwenden, der dem 
Steuerpflichtigen nach dem 31. Dezember 
1952 zufließt. 


Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


A r t i k e 1 III 
unverändert 


Artikel III a 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
des Gesetzes über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

A r t i k e 1 I V 
unverändert 
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